
I. Festsetzungen zur baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 BauGB und  
BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet mit Nutzungseinschränkungen  WA/N 
(§ 4 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

− Wohngebäude,  

− nicht störende Handwerksbetriebe, 

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 
BauNVO: 

− Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

− Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

− sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO: 

− die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften  

− Anlagen für sportliche Zwecke. 

− Anlagen für Verwaltungen.  

− Gartenbaubetriebe, 

− Tankstellen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 3 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

2.1.1 Maximal zulässige Gebäudehöhen 

Für Gebäude gelten die in der Planzeichnung jeweils durch Planeinschrieb festgesetzten 
Höhenbeschränkungen. 

Als zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum höchsten 
Punkt der Dachhaut.   

2.1.2 Höhenbezugspunkt (Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 4 HBO) 

Höhenbezugspunkt für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen ist für die mit A 
gekennzeichneten überbaubaren Flächen der mit 86,50 m ü.N.N. festgesetzte Bezugs-
punkt „A“ in der Straße „Die Plätze“, für die mit B gekennzeichneten überbaubaren Flä-
chen der mit 86,50 m ü.N.N. festgesetzte Bezugspunkt „B“ in der Obergasse, für die mit 
C gekennzeichneten überbaubaren Flächen der mit 85,03 m ü.N.N. festgesetzte Bezugs-
punkt „C“ in der Neugasse. Hinweis: Die Standorte entsprechen den vorhandenen Kanal-
deckeln. 

2.2 Ermittlung der zulässigen Grund- und Geschossfläche (§§ 19 ff. BauNVO) 

2.2.1 Flächenanteile von Gemeinschaftsanlagen (§ 21a Abs. 2 BauNVO) 

Zu der für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche maßgebenden Grundstücksfläche 
sind die zugehörigen Flächenanteile an außerhalb der einzelnen Baugrundstücke - inner-
halb des Plangebietes - festgesetzten Gemeinschaftsanlagen (Gemeinschaftsstellplätze, 
Erschließung) nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB hinzuzurechnen. 

2.2.2 Stellplätze und Garagen in Vollgeschossen (§ 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO) 

Bei der Ermittlung der Geschossfläche bleiben die Flächen von Stellplätzen und Garagen 
in Vollgeschossen unberücksichtigt. 

3. Stellung baulicher Anlagen § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

Ist innerhalb der überbaubaren Fläche die Stellung der baulichen Anlage festgesetzt, so 
ist diese Festsetzung auch für die Firstrichtung des Daches maßgebend. 

4. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO und § 9 Abs. 1 
Nr. 22 BauGB) 

4.1 Stellplätze und Garagen auf dem Baugrundstück 

Stellplätze und Garagen sind in den als „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern“ festgesetzten Flächen nicht zulässig. 

Sind für ein Baugrundstück Stellplätze, Garagen oder Gemeinschaftsstellplätze festge-
setzt bzw. zugeordnet, so sind die erforderlichen Stellplätze nur innerhalb der so festge-
setzten Flächen zulässig. Garagen sind auf den so festgesetzten Baugrundstücken nur in 
den als Flächen für Garagen festgesetzten Flächen zulässig; Garagen und Stellplätze 
sind hier auch innerhalb der als überbaubar festgesetzten Grundstücksflächen zulässig. 
Stellplätze sind auch innerhalb der als „Gemeinschaftliche Erschließungsfläche“ festge-
setzten Fläche zulässig. 

4.2 Gemeinschaftsanlagen  

Gemeinschaftsanlagen, die bestimmten überbaubaren Gundstücksflächen zugeordnet 
sind, sind mit einem gleichlautenden Indexbuchstaben „a“  gekennzeichnet. 

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

In den Bereichen, die mit dem Einschrieb „1 WE“ gekennzeichnet sind, ist in Wohnge-
bäuden nicht mehr als eine Wohnung zulässig.  

Als Ausnahme sind in den so gekennzeichneten Bereichen bis zu zwei Wohnungen je 
Wohngebäude zulässig, wenn das Baugrundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut 
ist und einschließlich dem zugehörigen Flächenanteil der Gemeinschaftsanlagen größer 
als 450 m² ist.   

Ferner sind in den so gekennzeichneten Bereichen als Ausnahme bis zu zwei Wohnun-
gen je Einzelhaus nach § 22 Abs. 2 BauNVO zulässig, wenn nach dem Wohnungseigen-
tumsgesetz für mehrere Eigentumshäuser (Sondereigentum) ein Gemeinschaftsgrund-
stück (gemeinschaftliches Eigentum) gebildet wird und die überbaubare Grundstücksflä-
che des Einzelhauses mindestens 120 m² beträgt. 

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Fuß- und Radweg 

Der Fuß- und Radweg kann zur Bewirtschaftung der angrenzenden Gartenflächen ge-
nutzt werden. 

7. Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Telekommunikationsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.  

II. Planungsrechtliche Festsetzungen auf der Grundlage des Landschafts- 
planes gemäß § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 4 HENatG  

8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. Nr. 14  und 16 BauGB) 

8.1 Verwendung von Niederschlagswasser 

Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist in Regenwassernutzungsanlagen zu sam-
meln und als Betriebswasser (z.B. zur Gartenbewässerung, zur Toilettenspülung oder 
zum Wäsche waschen) weiterzuverwenden. 

Bei Planung, Ausführung, Betrieb und Wartung der Regenwassernutzungsanlage sind die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik für die Regenwassernutzungsanlagen zu 
Grunde zu legen (Normreihe DIN 1989). 

8.2 Ableiten von Niederschlagswasser  

Auf Baugrundstücken anfallendes, nicht als Betriebswasser weiter verwendetes Nieder-
schlagswasser sowie Niederschlagswasser der privaten befestigten Flächen ist auf den 
mit „A“ gekennzeichneten Baugrundstücken oberflächenah in einen Entwässerungsgra-
ben am Südrand des Plangebietes abzuleiten oder ersatzweise auf den Grundstücken zu 
versickern. 

8.3 Oberflächenbefestigung 

Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie private Stellplätze sind, 
so weit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegen stehen, wasserdurchlässig auszu-
führen. 

Als wasserdurchlässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Poren-
pflaster, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefesti-
gungen wie z.B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken.  

8.4 Sicherung, Schutz und Auffüllung von Oberboden  

Der Oberboden ist bei allen Baumaßnahmen und bei Veränderungen der Geländegestalt 
gemäß DIN 18915 zu sichern und fachgerecht zu lagern. Er ist innerhalb des räumlichen 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nach Beendigung der Geländemodellierungen 
und Baumaßnahmen einer Folgenutzung zuzuführen. Für Auffüllungen ist ausschließlich 
unbelasteter Erdaushub zu verwenden. Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen. 

Der bei den privaten und öffentlichen Baumaßnahmen anfallende Erdaushub ist - so weit 
möglich - auf den einzelnen Baugrundstücken bzw. im Plangebiet wiederzuverwenden.  

9. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

9.1 Grundstücksbepflanzung 

Alle Flächen der Baugrundstücke, die nicht für Zufahrten, Zuwege und Nebenanlagen in 
Anspruch genommen werden, sind gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. 

Ausgenommen von dieser Festsetzung sind die als „Ortsrand (OR)“ festgesetzten Flä-
chen. 

9.2 Ortsrand 

Die durch Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen / Zweckbestimmung „Ortsrand (OR)“ sind wie folgt 
anzulegen: 

− Die Flächen sind zu mindestens 90 % gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unter-
halten. 

− Pro Grundstück sind 2  einheimische, großkronige Obstbäume als Hochstämme zu 
pflanzen. 

− Zufahrten, Stellplätze und sonstige versiegelte Flächen sind in den als „Ortsrand“ fest-
gesetzten Flächen nicht zulässig. 

10. Mindestanforderungen an Baum-, Strauch- und sonstige Anpflanzungen sowie Un-
terhaltungspflege 

Für alle nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden fol-
gende Mindestanforderungen festgesetzt: 

Bäume 2. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm 
Bäume 3. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12-14 cm 
Obstbäume: Stammumfang 8-10 cm 
Heister: 3 x verpflanzt, Größe 250-300 cm 
Sträucher: 2 x verpflanzt, Größe 60-100 cm. 

Zu verwenden sind heimische Laubarten oder Obstbäume.  

Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. Er-
schließungsstraßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind 
spätestens nach einem Jahr nachzupflanzen. 

Baumscheiben sind mindestens 6 m² groß herzustellen. Eine Seite der Baumscheibe 
muss eine Mindestseitenlänge von 2 m aufweisen. Sie sind dauerhaft zu bepflanzen und 
gegen schädigende Einflüsse zu sichern. 

III. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m.  
§ 81 HBO 

11. Festsetzungen zur Gestaltung (§ 81 Abs. 1 HBO) 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gelten folgende Teile der Satzung der 
Gemeinde Trebur über die Gestaltung baulicher Anlagen im Ortskern Geinsheim. 

 

§ 2 Gestaltungsziele 
nur Abs. 1 und 2. 

§ 3 Einfügen in das Siedlungsgefüge 
Abs. 2 nur in der Obergasse 
Abs. 3 

§ 4 Dächer 

Zusatz zu Abs. 2: 
In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind auch Mindestdachneigun-
gen von 40 ° zulässig. 

Zusatz zu Abs. 4: 
In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind auch Einzelgauben bis 
2,00 m Breite zulässig. 

Zusatz zu Abs. 5: 
In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind allgemein Dachflächenfens-
ter bis 1,50 m² zulässig. 

§ 5 Erhalt des räumlichen Gefüges 
nur Abs. 3 

§ 6 Fassaden 

§ 7 Fenster 

Zusatz zu Abs. 1 Satz 1: 
In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind im Erdgeschoss Fenster bis 
2,00 m Breite zulässig. 

§ 8 Türen und Tore 
Abs. 1 nur in der Obergasse 
Abs. 2 allgemein 

§ 9 Werbeanlagen 

§ 10 Antennen, Blitzableiter, Freileitungen und Solaranlagen 

§ 11 Kraftfahrzeugstellplätze 
Abs. 1 bis 3 nur in der Obergasse / Neugasse 
Abs. 4 allgemein 

§ 12 Freiflächen 

§ 13 Ausnahmen und Befreiungen 

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

§ 15 Andere Vorschriften 

 

Die Gestaltungssatzung in der für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Die 
Plätze“ gültigen Fassung ist den textlichen Festsetzungen beigefügt. 

IV. Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 

12. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten (hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstände und Risiko-
Überschwemmungsgebiet) erforderlich sind 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes Hes-
sisches Ried. Im Rahmen der Umsetzung dieser wasserwirtschaftlichen Fachplanung 
sind teilweise großflächige Grundwasserspiegelanhebungen beabsichtigt, die im Rahmen 
einer künftigen Bebauung zu beachten sind. Maßgeblich sind dabei jeweils die langjähri-
gen Messstellenaufzeichnungen des Grundwasserdienstes und speziell die Richtwerte 
der Referenzmessstellen des Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes zu berücksichtigen. 
Der Grundwasser-Bewirtschaftungsplan Hessisches Ried wurde mit Datum vom 
09.04.1999 gemäß §§ 118,119 HWG festgestellt und im Staatsanzeiger der Landes Hes-
sen vom 24.05.1999, Nr. 21, S.1659-1747 veröffentlicht.  

Auf Grund der hohen bzw. schwankenden Grundwasserstände wird weiterhin darauf hin-
gewiesen, dass im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht auf Unterkel-
lerung) oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernässun-
gen) zu rechnen ist. Bei unterkellerten Gebäuden sollte, bei Anschneiden des Grundwas-
serhorizonts die Ausführung als druckwasserhaltende Wanne erfolgen. Hierfür kommt bei 
untergeordneter Nutzung, z.B. Tiefgaragen, eine „weiße Wanne“ (WU-Beton) in Frage. 
Bei hochwertiger Nutzung, d.h. staubtrockenen Räumen, wird eine „schwarze Wanne“ (bi-
tuminös gedichtet) erforderlich. 

Die zusätzlichen Aufwendungen sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits 
vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrun-
gen gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine Entschädi-
gung verlangen. 

Die für die Bemessung der einzelnen Gründungs- und Bauhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Bemessungskennwerte sowie detaillierte Angaben zur Gründung der geplanten Gebäude 
und zur Bauausführung sind im Einzelfall ggf. noch in gesonderten Gründungsgutachten 
zu erarbeiten.  

Weiterhin liegt das Baugebiet in einem Risikoüberschwemmungsgebiet, das bei Versagen 
eines Deiches überschwemmt wird. 

Aufgrund § 69 Abs. 4 HWG sind bei Sanierung und Neubau von Objekten bautechnische 
Maßnahmen vorzusehen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Über-
schwemmungen zu verhindern (z.B. die hochwassersichere Heizöllagerung). Grundsätz-
lich empfiehlt es sich auch, weitere elementare Vorsorgemaßnahmen beim Bau, bei der 
Erweiterung und bei der Sanierung zu treffen, um das Schadensausmaß bei Über-
schwemmungen möglichst gering zu halten.  

Hierzu zählen z.B.: 

• Die Gebäude in statischer Hinsicht auf ein Hochwasser auszulegen. 

• Auf das Ausbauen von Untergeschossen ganz zu verzichten und sie so zu gestalten, 
dass keine Räume ohne Fluchtwege entstehen. 

• Eingänge erhöht zum Gelände anzulegen. 

• Hochwassersichere Warenlager zu bauen. 

• Elektrische Verteileranlagen im Dachgeschoss zu installieren. 

• In den unteren Geschossen Stein- und Keramikfußböden zu verwenden.  

• Mobiliar mobil zu halten. 

V. Hinweise und Empfehlungen 

13. Bodendenkmäler (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, 
Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, 
Skelettreste entdeckt werden können. Diese sind nach § 20 HDSchG unverzüglich dem 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Groß-Gerau zu melden. Funde und Fundstelle 
sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Ent-
scheidung zu schützen (§ 20 Abs. 3 HDSchG). 
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Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB durch die Gemeindevertretung 

 
am 04.04.2003 

 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplanes 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

 
 
am 23.05.2003 

 

Frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Bekanntmachung der Bürgerbeteiligung (Bürgerinformationsveranstal-
tung) gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
am 23.05.2003 

Durchführung der Bürgerbeteiligung (Bürgerinformationsveranstaltun-
gen) gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
am 03.06.2003  

Erweiterte Bürgerbeteiligung in Form von Arbeitskreissitzungen  am 21.10.2002 
und 04.11.2002 
und 18.11.2002 
und 10.06.2003 
und 23.06.2003 

 
Prüfung und Entscheidung über die Anregungen gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB  

Beschluss des Entwurfes des Bebauungsplanes mit integriertem 
Landschaftsplan zur öffentlichen Auslegung durch die Gemeindever-
tretung 

 
 
 
 
am 11.07.2003 

 

Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB und Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß 
§ 2 Abs. 2 BauGB, eingeleitet 

 

 
 
am 18.07.2003  

 
Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB 

 
 
am 18.07.2003 

 
Öffentliche Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes mit Be-
gründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
vom 04.08.2003 
bis 05.09.2003 

 
Erneute Beteiligung der betroffenen Bürger gemäß § 3 Abs. 3 i.V.m 
§ 13 Nr. 2 BauGB 

 
 
vom 30.09.2003 
bis 14.10.2003 

 
Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß eingegangenen Anre-
gungen gemäß § 4 Abs. 1, § 3 Abs. 2 und § 3 Abs. 3 BauGB  

Beschluss des Bebauungsplanes mit integriertem Landschaftsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung und der bauordnungsrechtli-
chen Festsetzungen gemäß § 81 HBO als Gestaltungssatzung durch 
die Gemeindevertretung 

 
 
 
 
 
 
am 17.10.2003 
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Es wird bestätigt, dass der Planinhalt unter Beachtung der vorstehen-
den Verfahrensschritte mit den Beschlüssen der Gemeindevertretung 
übereinstimmt. 
 
Trebur, den 24.10.2003 

 

 
.................................................. 

Astheimer, 1. Beigeordneter 

 

 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes mit integriertem Landschaftsplan 
und der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen durch amtliche Be-
kanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

Trebur, den 24.10.2003 

 

 
.................................................. 

Astheimer, 1. Beigeordneter  

 

 

 
 
am 24.10.2003 

 

Ausfertigung 

Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. 

Trebur, den 24.10.2003 

 

 
.................................................. 

Astheimer, 1. Beigeordneter  

 

 

 

Es wird bescheinigt, dass die Grenzen, Bezeichnungen und der Gebäudebestand der 
Flurstücke im Plangebiet mit dem Nachweis des Liegenschaftskatasters übereinstimmen. 

Groß-Gerau, den     Der Landrat des Landkreises Groß-Gerau 
      Katasteramt 

      Im Auftrag 

 

(Stand August 2002) 

 
− Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, ber. 

BGBl. 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2002 (BGBl. I S. 2850) 
m.W.v. 01.08.2002 

− Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I 1990, S. 132), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 
22.04.1993 (BGBl. I 1993, S. 466) 

− Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58) 
− Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 18.06.2002 (GVBl. I S. 274) 
− Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 

i. d. F. vom 25.03.2002 (BGBl. I 2002, S. 1193) 
− Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (HENatG) i. d. F. vom 

16.04.1996 (BGBl. I 145), zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung des Hessischen Na-
turschutzgesetzes vom 18.06.2002 (BGBl. I 364) 

− Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 22.01.1990 (GVBl. S. 113), zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Änderung des Hessischen Wassergesetzes vom 27.06.2002 (GVBl. I, S. 
324ff). 

− Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. vom 12.02.1990 (BGBl. I 
S. 205), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der UVP-Änderungsricht-
linie der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz vom 27.07.2001 
(BGBl. I S. 1950) 

 

SATZUNG DER GEMEINDE TREBUR ÜBER DIE GESTALTUNG BAULICHER 

ANLAGEN FÜR DEN GELTUNGSBEREICH DES BEBAUUNGSPLANS „DIE PLÄTZE“ 

IM ORTSTEIL GEINSHEIM IN DER AUF DER GRUNDLAGE DER TEXTLICHEN 

FESTSETZUNG NR. 11 BESCHLOSSENEN FASSUNG 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Der Geltungsbereich entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Die 
Plätze“. 

§ 2 Gestaltungsziele 

(1) Im Ortskern sind bauliche Anlagen nach Maßgabe der nachfolgenden Empfehlun-
gen so zu gestalten, dass sie sich in die historisch gewachsene Baustruktur und 
das Straßenbild harmonisch einfügen. Dabei ist auf Gebäude und Ensembles von 
baugeschichtlicher Bedeutung besondere Rücksicht zu nehmen. 

(2) Bauliche Anlagen sind bei Instandhaltungsarbeiten so zu gestalten, daß keine Ver-
unstaltung des Gebäudes oder des Straßenbildes eintritt. Bei Umbau- und Reno-
vierungsmaßnahmen an den vor 1930 errichteten Wohngebäuden ist deren histo-
risches Erscheinungsbild zu erhalten. 

(3) entfällt 

(4) entfällt 

§ 3 Einfügen in das Siedlungsgefüge 

(1) entfällt 

(2) Gebäudegrundfläche  

An der Obergasse sind die Baukörper sind auf einer rechteckigen Grundfläche 
aufzubauen, deren Giebelseite nicht breiter als 7,5 m sein darf. Größere 
Gebäudebreiten sind als Ausnahme zulässig, sofern sich dies aus der historischen 
Bebauung ableiten läßt oder die typische Bebauung erhalten bleibt. 

(3) Gebäudehöhen  

Die Traufhöhe darf bei eingeschossigen Gebäuden maximal 3,50 m, bei zwei-
geschossigen Gebäuden maximal 6,50 m über Straßenniveau betragen. Als Trauf-
höhe wird der Schnittpunkt der Dachhaut mit der Außenwand festgelegt. Gebäude 
mit mehr als 2 Vollgeschossen sind nicht zulässig. 

(4) entfällt 

§ 4 Dächer 

(1) Dachform 

Zulässig sind nur gleichschenklige Satteldächer; Walm- und Krüppelwalmdächer 
sind nur zulässig, wenn die historische Bebauung an dieser Stelle diese Dachform 
hatte. 

Bei Nebengebäuden sind auch Pultdächer zulässig. 

(2) Dachneigung 

Die Dachneigung muss 45° - 55° betragen. Eine geringere Dachneigung ist als 
Ausnahme zulässig, sofern sie sich von der historischen Bebauung ableiten läßt, 
jedoch nicht weniger als 30°. 

In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind auch 
Mindestdachneigungen von 40 ° zulässig. 

(3) Dachdeckung 

Für die Dachdeckung sind normalformatige Ton- oder Tonfalzziegel in naturroten 
Farbtönungen zu verwenden. 

(4) Dachaufbauten, Dachausschnitte 

Dachaufbauten sind als Einzelgauben zulässig. Der Abstand der Dachaufbauten 
vom Ortgang muss mindestens 1,75 m betragen, zwischen den einzelnen Dachauf-
bauten mindestens 1,20 m. Die Länge der Dachaufbauten darf insgesamt höch-
stens 50 % der gesamten Firstlänge einnehmen. Die Traufe darf durch die 
Dachaufbauten nicht unterbrochen werden. 

Die Dachaufbauten müssen die historische Fensteranordnung aufnehmen und axial 
fortsetzen. Die Einzelgaube darf nicht breiter als 1,50 m sein.   

In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind auch 
Einzelgauben bis 2,00 m Breite zulässig. 

Die Dachaufbauten sind als Giebel- oder Schleppgauben auszubilden und wie die 
übrige Dachfläche einzudecken. Die Seitenwände können wie die Fassade ausge-
führt oder auch mit Holz oder Naturschiefer verkleidet werden. Die Dachneigung der 
Giebelgauben muss mindestens 44°, die der Schleppgauben mindestens 27° 
betragen. Der höchste Punkt einer Gaube muss mindestens 0,5 m unter der First-
linie des Daches liegen.  

Dachausschnitte sind unzulässig. Sie können ausnahmsweise zugelassen werden, 
wenn sie von öffentlichen Flächen aus nicht einsehbar sind. 

(5) Dachflächenfenster  

Pro Dachfläche sind maximal zwei Dachflächenfenster zulässig, wenn ihre jeweilige 
Fläche 0,4 m² nicht überschreitet. Größere Dachflächenfenster bis max. 1 m² sind 
nur zulässig, wenn sie von öffentlichen Flächen aus nicht einsehbar sind.  

In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind allgemein 
Dachflächenfenster bis 1,50 m² zulässig. 

Dachflächenfenster müssen die gleiche Neigung wie das Dach aufweisen. 

(6) Dachüberstände, Eingangsüberdachungen 

Dachüberstände dürfen am Ortgang 0,20 m, an der Traufe 0,35 m nicht über-
schreiten. Größere Dachüberstände sind als Ausnahme zulässig, sofern sich dies 
aus der historischen Bebauung ableiten lässt. Der Ortgang soll mit einer Zahnleiste 
bzw. einem Windbrett versehen werden. Ortgangumgreifende Dachsteine bzw. 
Metallabdeckungen sind unzulässig. 

Eingangsüberdachungen und Windschutzkonstruktionen an Hauseingängen aus 
Kunststoff oder Faserzement sind unzulässig. Zulässig sind Holzkonstruktionen mit 
Ziegeldächern oder Stahlkonstruktionen mit Glasdächern. 

§ 5 Erhalt des räumlichen Gefüges 

(1) entfällt 

(2) entfällt 

(3) Einfriedungen 

An der Obergasse sind die historischen, den Hof zur Straße hin abgrenzenden 
Hoftore zu erhalten oder bei baulichen Veränderungen weitestgehend 
wiederherzustellen. 

Für Einfriedungen, die das Anwesen zur Straße hin abgrenzen, gilt folgendes: 

Neu zu errichtende Einfriedungen müssen durch ihre Form, Farbe und Textur ein 
integrierter Bestandteil der Bebauung sein. Folgende Materialien sind zulässig: 
Verputztes Mauerwerk, verputzter oder durchgefärbter Beton, Sichtmauerwerk aus 
Naturstein, Holz.  

Unzulässig sind Holzgeflechtzäune, Jägerzäune, Metall- und Drahtgeflecht, 
Kunststoffzäune.  

Zulässig sind Holzzäune und im Gartenbereich mit lebenden Hecken begrünte 
Drahtzäune ohne Sockel. 

Die Höhe der Einfriedung zu Straßenflächen soll mindestens 1,8 m über deren 
Niveau betragen.  

§ 6 Fassaden 

(1) Proportionen  

Die bestehenden Proportionen der historischen Fassaden sind beizubehalten. 
Gebäudeaußenwände sind als flächige Lochfassaden auszubilden, d. h. der Wand-
anteil soll größer als der Anteil der Öffnungen (Fenster und Türen) sein (begründete 
Ausnahmen können zugelassen werden). Die Ecken der Gebäude sind als 
geschlossener Fassadenteil auszubilden. Eckverglasungen und schräge 
Eckausbildungen sind unzulässig. 

Bei Um- und Neubauten ist die Fassade in einer dem Gebäude bzw. dem histo-
rischen Vorbild angepassten Weise zu gliedern. 

(2) Erker, Balkone, Loggien, Wintergärten 

Erker, Balkone, Loggien und Wintergärten sind an Fassaden zu öffentlichen Ver-
kehrsflächen nicht zulässig. Ansonsten sind sie in die Fassadengliederung einzu-
binden. 

(3) Sockel 

Die Fassade der Hauptgebäude ist durch einen Sockel von 0,20 - 0,80 m horizontal 
zu gliedern. Dieser ist farblich und/oder durch Materialwahl von der übrigen 
Außenwand abzusetzen. Zulässige Materialien sind ortsübliche Natursteine oder 
Putz. 

(4) Gebäudeaußenwände 

Gebäudeaußenwände müssen entsprechend historischen Vorbildern glatt verputzt 
werden. Strukturputze sind unzulässig. Bei Gebäuden mit Sichtfachwerk ist der 
Putz fachgerecht auszuführen. Andere Materialien, insbesondere an Sockeln und 
Wetterseiten, sind zulässig, sofern sich dies aus der historischen Bebauung ableiten 
lässt.  

(5) Farbgebung  

Grelle Fassadenanstriche sind unzulässig. Die Farbe des Putzes muss mit der 
Umgebung abgestimmt und dem Ortsbild angepasst sein. 

(6) Installationen 

Be- und Entlüftungs- sowie Abgasöffnungen und ähnliche Installationen dürfen 
Gliederungselemente der Fassade nicht überschneiden bzw. überdecken und 
müssen sich hinsichtlich ihrer Gestaltung und Farbgebung unterordnen. 

§ 7 Fenster 

(1) Format, Unterteilung  

Es sind nur stehende, rechteckige Fensterformate zulässig, die ein Verhältnis von 
Breite zu Höhe von höchstens 2:3 aufweisen. Die maximale Breite darf 1,20 m nicht 
überschreiten.  

In den mit „A“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen sind im Erdgeschoss 
Fenster bis 2,00 m Breite zulässig. 

Vom Rechteck abweichende Fensterformen können ausnahmsweise zugelassen 
werden, wenn das historische Straßenbild dadurch nicht gestört wird. 

Bei historischen Bauten ist die historische Sprossenteilung beizubehalten bzw. bei 
baulichen Veränderungen wiederherzustellen. Neu zu verglasende Fensterflächen 
müssen bei Fensterbreiten von mehr als 60 cm unterteilt sein. Die Unterteilung 
muss symmetrisch zur Mittelachse und mit der Bildung eines Mittelstegs sowie 
eines Kämpfers im oberen Drittel der Gesamtfläche hergestellt werden. 
Aufgeklebte, dazwischengeklebte Sprossen sind unzulässig. 

Bei Neubauten kann die Unterteilung reduziert oder ganz auf sie verzichtet werden. 

In Giebeldreiecken sind Fenster in Sonderformaten zulässig, wobei diese nicht 
breiter als 1,20 m sein und die Fassade nicht dominieren dürfen. 

Glasbausteine zur Straßenfront sind unzulässig. 

(2) Farbgebung, Material 

Fenster in Fachwerkgebäuden sind aus Holz herzustellen und farblich dem histo-
rischen Ortsbild anzupassen. Andere Farbtöne können ausnahmsweise zugelassen 
werden, wenn sie das historische Ortsbild nicht stören. 

(3) Fensterläden  

Holzklappläden sind zu erhalten. Farblich sind sie der Umgebung anzupassen.  

Rollladenkästen dürfen in der Fassade nicht sichtbar sein, Führungsschienen sind 
in der Farbe des Fensters zu streichen. 

(4) Schaufenster 

Schaufenster sind nur in der Erdgeschossebene zulässig. Sie müssen ebenfalls 
stehende, rechteckige Formate haben und sind auf die Fassadengliederung des 
Obergeschosses abzustimmen. 

Die nicht unterteilte Schaufensterfläche darf höchstens 3 m² groß sein.  

Größere Glasflächen müssen unterteilt sein. 

Schaufenster in Sichtfachwerkfassaden müssen sich ohne statische Veränderung 
der Fachwerkkonstruktion einfügen. 

Die durchgehende Sockellinie darf durch Schaufenster nicht unterbrochen werden. 

Das völlige Zustreichen oder Zukleben von Schaufenstern ist untersagt, es sei 
denn, es handelt sich um eine zeitlich begrenzte Maßnahme.  

§ 8 Türen und Tore 

(1) Format, Unterteilung nur in der Obergasse: 

Neue Zufahrten und Eingänge müssen sich in das historische Bild einfügen. 

Türen und Tore müssen sich an historischen Vorbildern orientieren. 

Namensschilder, Ruf- und Briefkastenanlagen sind der Gestaltung von Tür- und 
Toranlagen und der Fassadengestaltung unterzuordnen. 

(2) Material, Farbgebung  

Als Material für Türen und Tore ist Holz oder Holz mit nicht farbig verglasten Teilen 
zu bevorzugen, bei Neubauten sind andere Materialien zulässig. 

§ 9 Werbeanlagen 

(1) Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig. 

Bei Geschäftstätigkeit in hinterliegenden Gebäuden bzw. in Seitenstraßen können 
Ausnahmen zugelassen werden, wenn das historische Straßenbild dadurch nicht 
gestört wird. 

(2) Auf der Fassadenfläche liegende Werbeanlagen, Aushängeschilder und flächige 
Leuchtschilder dürfen das Gebäude nicht verunstalten und nicht höher als 0,6 m 
sein. 

(3) An Sichtfachwerkfassaden sind nur Aushängeschilder zulässig; diese dürfen nur 
eine maximale Fläche von 0,8 m² haben. 

(4) Blinklichter sind unzulässig. 

(5) Werbeanlagen, Aushängeschilder und flächige Leuchtschilder sind bis zu einer 
Gesamtfläche von 1 m² je Fassade zulässig. 

§ 10 Antennen, Blitzableiter, Freileitungen und Solaranlagen 

(1) Je Gebäude ist nur eine Rundfunk-Fernsehantenne zulässig. Mehrfamilienhäuser 
sollen eine Gemeinschaftsantenne besitzen. 

(2) Blitzableiter und Freileitungen sind nur an den von der Straße nicht einsehbaren 
Fassaden anzubringen. 

(3) Parabolantennen und Funkantennen sind möglichst so anzubringen, dass sie von 
den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen nicht einsehbar sind. 

(4) Solaranlagen sind zulässig, sofern das historische Ortsbild nicht beeinträchtigt wird. 

§ 11 Kraftfahrzeugstellplätze 

(1) Offene Stellplätze 

In der Obergasse und in der Neugasse dürfen offene Stellplätze nicht direkt vom 
öffentlichen Straßenraum befahrbar sein, Ausnahmen sind in besonderen Fällen 
zulässig. 

(2) Überdachte Stellplätze (Carports) 

In der Obergasse und in der Neugasse sind Carports, die vom öffentlichen 
Straßenraum direkt angefahren werden, und die von dort einsehbar sind, 
unzulässig. 

(3) Garagen 

In der Obergasse und in der Neugasse müssen sich Garagen im Charakter an 
den historischen Nebengebäuden orientieren.  

Garagentore müssen sich farblich und gestalterisch an die Umgebung anpassen. 

(4) Zufahrten zu Tief- und Kellergaragen dürfen vom öffentlichen Straßenraum aus 
nicht einsehbar sein. 

§ 12 Freiflächen 

(1) Die Grünbereiche, gekennzeichnet in der Karte des Geltungsbereichs nach § 1 
dieser Satzung, sollen von Bebauung freigehalten werden. 

(2) Höfe und Einfahrten müssen, soweit sie von öffentlichen Flächen aus eingesehen 
werden können, mit kleinteiligem Kunst- oder Natursteinpflaster befestigt oder mit 
einer wassergebundenen Decke aus feinem Kies hergestellt werden. 

(3) Die Eingrünung von Mauern und Fassaden mit ortstypischen Kletterpflanzen wird 
aus ökologischer und stadtgestalterischer Sicht empfohlen. Folgende Pflanzen 
eignen sich zur Fassadenbegrünung: 

Clematis, Efeu, Geißblatt, Kletterhortensie, Kletterrosen, Knöterich, Wilde Rebe, 
Wilder Wein, Winterjasmin. 

Geeignete Obstgehölze können auch im Spalier an der Fassade gezogen werden. 

(4) Um grüne Blickpunkte zu schaffen, wurden im Zuge der Umgestaltung der Straßen 
schmale Streifen entlang der Häuser freigehalten. Diese können alternativ als 
Wildblumen-Gras-Streifen (Samenmischung: 70 % Gräser, 30 % Blumen und 
Kräuter) oder mit Sommerblumen und Stauden bepflanzt werden. 

Unerwünscht sind nichtstandortgerechte Pflanzen wie Koniferen und exotische 
Ziersträucher. 

(5) Um das historische Ortsbild wiederherzustellen, wird weiterhin empfohlen, dass in 
jedem Hof ein hochstämmiger Obst- oder Laubbaum gepflanzt werden soll, wie 
z. B.:  

- Apfel, Birne, Walnuss, Pflaume  

- Eiche, Rotbuche, Linde, Eberesche etc. 

§ 13 Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann nach § 63 Hess. Bauordnung (HBO) von den 
Vorschriften der § 3 und § 11 dieser Satzung auf schriftlichen und zu begründenden 
Antrag befreien, wenn  

- Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung rechtfertigen, 

- es zur praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohnformen oder von Maßnah-
men zur Kostendämpfung durch Versuchsbauten der Abweichung bedarf und die 
Belange nach § 3 Abs. 1 HBO nicht wesentlich beeinträchtigt werden, 

- die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtig-
ten Härte führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen ver-
einbar ist; eine offenbar nicht beabsichtigte Härte liegt auch dann vor, wenn auf 
andere Weise dem Zweck einer Anforderung in diesem Gesetz oder in Vor-
schriften auf Grund dieses Gesetzes nachweislich entsprochen wird. 

(2) Abweichungen vom gestalterischen Konzept sind aus besonderen (kunst-) histo-
rischen Gründen zulässig, müssen aber begründet sein und von der Gemeinde 
genehmigt werden. Umgekehrt kann die Gemeinde vom Bauherrn aus o. g. Grün-
den eine Abweichung von der eigentlich vorgesehenen Auflage verlangen. 

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die Gestaltungssatzung 
sind gemäß § 76 Abs. 1 Nr. 20 Hessische Bauordnung (HBO) ordnungswidrig. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 40.903,35 Euro geahndet 
werden. 

§ 15 Andere Vorschriften 

Die landesrechtlichen Vorschriften, z. B. über den Schutz und die Erhaltung von Denk-
mälern und die Hessische Bauordnung, bleiben durch diese Satzung unberührt. 


